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Grundsätzliche Bestimmungen

§3
(1) Die Deutsche Demokratische Republik ist ein Bundes

staat, in dem die Gewaltenteilung garantiert ist. Die Gesetz
gebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollzie
hende Gewalt und die Rechtsprechung an Gesetz und Recht 
gebunden.

(2) Die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muß 
den Grundsätzen des republikanischen, freiheitlichen, demo
kratischen, sozialen und ökologisch orientierten Rechtsstaates 
entsprechen. In den Ländern, Kreisen und Gemeinden muß 
das Volk eine Vertretung haben, die aus allgemeinen, unmit
telbaren, freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegan
gen ist.

(3) Den Gemeinden muß das Recht gewährleistet sein, alle 
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der 
Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. Auch die Kreise 
haben im Rahmen ihres gesetzlichen Aufgabenbereiches nach 
Maßgabe der Geseitze das Recht der Selbstverwaltung.

(4) Die Republik gewährleistet, daß die verfassungsmäßige 
Ordnung der Länder den Bestimmungen der Absätze 2 und 3* 
entspricht.

§ 4

Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung 
der staatlichen Aufgaben ist Sache der Länder, soweit dieses 
Gesetz keine andere Regelung trifft oder zuläßt.

§5
Das Recht der Republik bricht Landesrecht.

Gesetzgebung der Republik und der Länder

§ 6

Die Länder haben das Recht der Gesetzgebung, soweit die
ses Gesetz nicht der Republik Gesetzgebungsbefugnisse ver
leiht.

§ 7
Die Republik hat die ausschließliche Gesetzgebung über:

1. die auswärtigen Angelegenheiten sowie die Abrüstung 
und die Verteidigung einschließlich des Schutzes der Zivil
bevölkerung,

2. die Staatsangehörigkeit in der Republik,
3. die Freizügigkeit, das Paßwesen, die Ein- und Auswan

derung und die Auslieferung,
4. das Währungs-, Geld- und Münzwesen, die Maße und 

Gewichte sowie die Zeitbestimmung,
5. die Einheit des Zoll- und Handelsgebietes, die Handels

und Schiffahrtsverträge, die Freizügigkeit des Warenver
kehrs und den Waren- und Zahlungsverkehr mit dem 
Ausland einschließlich des Zoll- und Grenzschutzes,

6. die Staatseisenbahn und den Luftverkehr,
7. das Post- und Fernmeldewesen,
8. die Rechtsverhältnisse der im Dienste der Republik und 

der republiksunmittelbaren Körperschaften des öffent
lichen Rechtes stehenden Personen,

9. den gewerblichen Rechtsschutz, das Urheberrecht und das 
Verlagsrecht,

10. die Zusammenarbeit der Republik und der Länder in der 
Kriminalpolizei sowie die Einrichtung eines Kriminal
polizeiamtes der Republik und die internationale Ver
brechensbekämpfung,

11. die Statistik für Zwecke der Republik.

§ 8

(1) Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung haben 
die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung, solange und soweit 
die Republik von ihrem Gesetzgebungsrecht keinen Gebrauch 
macht.

(2) Die Republik hat in diesem Bereich das Gesetzgebungs
recht, soweit ein Bedürfnis nach gesetzlicher Regelung durch 
die Republik besteht, weil
1. eine Angelegenheit durch die Gesetzgebung einzelner Län

der nicht wirksam geregelt werden kann oder
2. die Regelung einer Angelegenheit durch ein Landesgesetz 

die Interessen anderer Länder oder der Gesamtheit be
einträchtigen könnte oder

3. die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit, insbe
sondere die Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensver
hältnisse über das Gebiet eines Landes hinaus sie er
fordert.

(3) Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf fol
gende Gebiete:
1. das bürgerliche Recht, das Strafrecht und den Strafvoll

zug, die Gerichtsverfassung, das gerichtliche Verfahren, 
die Rechtsanwaltschaft, das Notariat und die Rechtsbera- 
tung,

2. das Personenstandswesen,
3. das Vereins- und Versammlungsrecht,
4. das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der Ausländer, 

einschließlich des Asylrechts,
5. das Waffen- und Sprengstoffrecht,
6. den Schutz nationalen Kulturgutes gegen Abwanderung 

in das Ausland,
7. die Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen,
8. die öffentliche Fürsorge,
9. die Staatsangehörigkeit in den Ländern,

10. die Kriegsfolgelasten sowie Fragen der Rehabilitation der 
Opfer von Gewaltherrschaft,

11. das Recht der Wirtschaft (Bergbau, Industrie, Energie
wirtschaft, Handwerk, Gewerbe, Handel, Bank- und Bör
senwesen, privatrechtliches Versicherungswesen),

12. die Erzeugung und Nutzung der Kernenergie zu fried
lichen Zwecken, die Errichtung und den Betrieb von An
lagen, die diesen Zwecken dienen, den Schutz gegen Ge
fahren, die bei Freiwerden von Kernenergie oder durch 
ionisierende Strahlen entstehen, und die Beseitigung ra
dioaktiver Stoffe,

13. das Arbeitsrecht einschließlich der Betriebsverfassung, des 
Arbeitsschutzes und der Arbeitsvermittlung sowie die 
Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenver
sicherung,

14. die Regelung der Ausbildungsbeihilfen und die Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung,

15. das Recht der Enteignung, soweit sie auf den Sachgebie
ten der §§ 7 und 8 in Betracht kommt,

16. die Überführung von Grund und Boden, von Naturschät
zen und Produktionsmitteln in Gemeineigentum oder in 
andere Formen der Gemeinwirtschaft,

17. die Verhütung des Mißbrauchs wirtschaftlicher Machtstel
lung,

18. die Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeu
gung, die Sicherung der Ernährung, die Ein- und Aus
fuhr land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse, die 
Hochsee- und Küstenfischerei und den Küstenschutz,

19. den Grundstücksverkehr, das Bodenrecht und das land
wirtschaftliche Nutzungsrecht (Pachtwesen), das Woh
nungswesen, das Siedlungs- und Heimstättenwesen,

20. die Maßnahmen gegen gemeingefährliche und übertrag
bare Krankheiten bei Menschen und Tieren, die Zulas
sung zu ärztlichen und anderen Heilberufen und zum 
Heilgewerbe, den Verkehr mit Arzneien, Heil- und Betäu
bungsmitteln und Giften,

21 die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser und die 
Regelung der Krankenhauspflegesätze,

22. den Schutz beim Verkehr mit Lebens- und Genußmitteln, 
Bedarfsgegenständen, Futtermitteln und land- und forst
wirtschaftlichem Saat- und Pflanzgut, den Schutz der 
Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge sowie den 
Tierschutz,


